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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Vermeidung von Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen (Landes-
antidiskriminierungsgesetz Nordrhein-Westfalen - LADG NRW)“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/18169 
 
 
 

1. § 8 wird aufgehoben. 
 

2. Die bisherigen §§ 9 bis 14 werden zu §§ 8 bis 13. 
 

 
 
Begründung 
 
Die behauptete Schutzlücke, die das Gesetz schließen könnte, existiert nicht.1 Das Gesetz will 
ausschließlich Grundrechtsträger verpflichten, die bereits zu einer Gleichbehandlung nach Art. 
3 GG verpflichtet sind.2 Bei rechtswidrigem Verwaltungshandeln bestehen Staatshaftungsan-
sprüche.3 Vielmehr wirkt das Landesantidiskriminierungsgesetz kontraproduktiv. In anderen 
Bundesländern sind ähnliche Vorstöße für Antidiskriminierungsgesetze eingestellt worden, 
„weil man gesehen hat, dass diese Gesetze eher Schaden anrichten, als dass sie einen Nut-
zen haben. Sie verstopfen die Verwaltung. Sie führen dazu, dass gerade dort, wo Ermessen-
verwaltung stattfindet, insbesondere in den Schulen und in der Polizei ein wahnsinniger Auf-
wand für die Dokumentation von Entscheidungen entstehen würde, wo dazu kein Platz ist.“4 
Zudem leidet der Gesetzentwurf an eklatanten Konstruktionsfehlern.5 Die handwerkliche Qua-
lität „ist hanebüchen“.6 „Der Gesetzentwurf ist atemberaubend in dem, was er allein an struk-
turellen Fehlern enthält.“7 Diesen Umständen, denen im weiteren Verfahren mit der Ablehnung 
des Gesetzentwurfs Rechnung getragen werden kann, kann allein mit diesem Änderungsan-
trag nicht umfassend abgeholfen werden. Der Änderungsantrag behebt aber zumindest einen 
ganz zentralen Kritikpunkt: die in der Praxis hoch problematische Beweislastumkehr. 
 

 
1 Diller, Stellungnahme 18/3737, Seite 1; vgl. APr 18/1217, Seite 5. 
2 Thüsing, Stellungnahme 18/3740, Seite 2. 
3 Thüsing, APr 18/1217, Seite 14. 
4 Diller, APr 18/1217, Seite 5. 
5 Vgl. Thüsing/Augel/Flamme, ZRP 2026, 139 (142)). 
6 Diller, Stellungnahme 18/3737, Seite 8. 
7 Diller, APr 18/1217, Seite 22. 
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Dieser Änderungsantrag sieht deshalb zunächst eine ersatzlose Streichung der besonders 
verfehlten in § 8 LADG NRW vorgesehenen Beweislastregelung vor, bei der es sich faktisch 
um eine Beweislastumkehr handelt. Infolgedessen finden die allgemeinen Beweislastregelun-
gen der Zivilprozessordnung Anwendung. 
 
In der Begründung des Gesetzentwurfs heißt es: 
 
„Die vorgesehene Beweislastregel erfordert von der klagenden, eine Diskriminierung behaup-
tenden Partei lediglich den Beweis von Indizien, die eine Benachteiligung wegen eines in die-
sem Gesetz genannten Grundes vermuten lassen. Gelingt der Indizienbeweis, trägt der an-
dere Teil die Beweislast dafür, dass kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor 
Diskriminierung vorgelegen hat. Die Beweislast wird insoweit also umgekehrt.“8 
 
Am 5. Mai 2026 fand eine gemeinsame Anhörung des Integrationsausschusses sowie des 
Haushalts- und Finanzausschusses statt. Unabhängig davon, dass namhafte Expertinnen und 
Experten schon die vermeintliche Existenz einer regelungsbedürftigen Schutzlücke und folg-
lich der Notwendigkeit eines LADG ganz grundsätzlich bezweifelten, haben zahlreiche Sach-
verständige insbesondere scharfe Kritik an der vorgesehenen Beweislastumkehr geäußert.9 
 
Professor Martin Diller stellte in seiner Stellungnahme zutreffend dar, dass eine Diskriminie-
rung Ausfluss einer bestimmten Geisteshaltung ist und sich somit praktisch jeder Beweisfüh-
rung entzieht. Soweit die klagende Partei also ein bloßes Indiz vortragen kann, welches zur 
Umkehr der Beweislast führt, kann die beklagte öffentliche Stelle im Regelfall nicht beweisen, 
dass die von ihr getroffene Entscheidung nicht auf bestimmten subjektiven Motiven beruhte. 
Bei Sachverhalten, die die innere Einstellung und Haltung eines Menschen betreffen, ist es 
sachlogisch für einen Beschuldigten kaum möglich, zu beweisen, etwas nicht getan zu haben. 
„Den Prozess verliert, wer die Beweislast trägt“, subsumiert Professor Diller.10 
 
Folglich ergibt sich aus der im LADG NRW vorgesehenen Beweislastumkehr eine strukturelle 
Schieflage zu Lasten des öffentlichen Dienstes des Landes und seiner Beschäftigten, denen 
eine damit unverhältnismäßige Darlegungs- und Dokumentationspflicht auferlegt wird. Hieraus 
können ein erheblicher zusätzlicher Verwaltungs- und Personalaufwand, steigende Prozessri-
siken sowie eine zunehmende Verrechtlichung behördlicher Entscheidungsabläufe oder dys-
funktionale Verhaltensanpassungen resultieren.11 
 
Vor diesem Hintergrund ist die vorgesehene Beweislastregelung zu streichen. 
 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Ralf Witzel 
Dirk Wedel 
Thomas Nückel 
 
und Fraktion 
 

 
8 LT-DS 18/18169, Seite 14 
9 Vgl. Ausschussprotokoll 18/1217 
10 Diller, Stellungnahme 18/3737, Seite 3 f. 
11 Vgl. DBB NRW, Stellungnahme 18/3739, Seite 4 f.  


